
dpa SEEVETAL. Das Dach
eines Supermarktes ist am
Samstag im niedersächsi-
schen Seevetal eingestürzt,
dabei wurde keiner der 15
Menschen im Laden ver-
letzt. Alle Kunden und Mit-
arbeiter hätten sich ins
Freie retten können, teilte
die Polizei mit. Wie es zu
dem Einsturz auf einer Flä-
che von rund 20 Quadrat-
metern kam, war auch ges-
tern noch unklar. Es ent-
stand hoher Schaden. Die
Ursache des Unglücks sol-
len nun Gutachter klären. 

Dach eines
Supermarktes
eingestürzt

KOMPAKT

epd BREMEN. Das Neurolo-
gische Rehabilitationszen-
trum der diakonischen
Stiftung Friedehorst in
Bremen-Nord erweitert
mit einem Investitionsvo-
lumen von etwa fünf Mil-
lionen Euro seine Thera-
piemöglichkeiten. Ab
Frühjahr 2012 sollen in der
Einrichtung für hirnge-
schädigte Menschen auch
Erwachsene behandelt
werden. Bisher konzen-
triert sich die Einrichtung
mit zurzeit 100 Betten nach
Angaben des ärztlichen
Leiters  auf Hilfen für Kin-
der und Jugendliche. 

Bald auch Hilfe
für Erwachsene
mit Hirnschäden

dapd HOHENHAMELN. Bei
einem Schwelbrand im An-
bau eines Einfamilienhau-
ses in Hohenhameln-Meh-
rum (Landkreis Peine) ist 
ein 78-jähriger Bewohner
ums Leben gekommen. Sei-
ne 40 Jahre alte Schwieger-
tochter erlitt  eine schwere
Rauchgasvergiftung. Ange-
hörige des Rentners waren
auf den Brandgeruch  auf-
merksam geworden und
bemerkten schließlich,
dass der Anbau, in dem der
gehbehinderte Rentner
lebte, völlig verqualmt war.
Der Mann konnte nur noch
leblos geborgen werden. 

78-Jähriger
bei Schwelbrand
getötet

dpa MINDEN/BIELEFELD.
Nach Schüssen auf einen
30 Jahre alten Mann in der
Mindener Innenstadt hat
die Polizei den zunächst
festgenommenen Schützen
wieder auf freien Fuß ge-
setzt. Er hatte offenbar aus
Notwehr gehandelt. Mord-
kommission und Staatsan-
waltschaft erklärten, es ha-
be eine Rangelei zwischen
den Kontrahenten gege-
ben, die wahrscheinlich
dem Drogenmilieu ange-
hören. Der verletzte 30-
Jährige war  blutüber-
strömt auf der Straße ge-
funden worden. 

Schüsse auf
Rivalen offenbar
aus Notwehr

dpa BARSINGHAUSEN.
Drei maskierte Männer ha-
ben in Barsinghausen (Re-
gion Hannover) eine Tank-
stelle überfallen und aus-
geraubt. Zur Höhe der Beu-
te konnte die Polizei auch
gestern noch keine Anga-
ben machen. Das Trio hatte
bereits am Freitagabend
die Tankstelle betreten, ei-
nen 64 Jahre alten Ange-
stellten in der Verkaufshal-
le mit einer Pistole bedroht
und ihn gezwungen, die
Kasse zu öffnen. Anschlie-
ßend nahmen die Täter das
Geld an sich und flüchte-
ten.

Räuber-Trio
überfällt
Tankstelle
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Da klare Zielsetzungen, ein
umfassendes Konzept und ei-
ne Ausstiegsstrategie fehlten,
stehe die ethische Legitimati-
on des Afghanistan-Einsat-
zes infrage, sagte der rheini-
sche Präses gestern zum Start
der Tagung der EKD-Synode.

Das Kirchenparlament soll
Schneider (63) morgen zum
Nachfolger der nach einer Al-
koholfahrt zurückgetretenen
Ex-Bischöfin Margot Käß-
mann wählen, die den Afgha-
nistan-Einsatz schon zu Be-
ginn dieses Jahres heftig kri-
tisiert hatte. Schneider hatte
Käßmann seit Februar be-
reits an der Spitze der 25 Mil-
lionen Protestanten als am-
tierender EKD-Ratsvorsit-
zender vertreten. 

Parallel zum Castor-Trans-
port mit Atommüll kritisierte
Schneider den Atomkurs der
Bundesregierung. „Wir brau-
chen eine Energiepolitik, die
nicht wieder auf Atomkraft
setzt“, sagte der Präses. „Die
Verlängerung der Laufzeit
von Atomkraftwerken sehe
ich deshalb kritisch.“ Den re-
generativen Energien gehöre

die Zukunft. „Für mich über-
steigt die Dauer der Strah-
lung der einzulagernden
Brennelemente das dem
Menschen gegebene Maß an
Verantwortungsmöglich-
keit.“ Von der Kirchensynode

wird Anfang der Woche eine
Resolution gegen die derzei-
tige Atompolitik erwartet.

In der Integrationsdebatte
kritisierte Schneider pau-
schale Verurteilungen von
muslimischen Zuwanderern.

„Die Einwanderungsgesell-
schaft ist Alltag und Normali-
tät in Deutschland.“ Sie zu
gestalten brauche keine
Scharfmacher, sondern ver-
diene eine klare Analyse, Ge-
duld und Pragmatismus. Auf

Kritik des EKD-Chefs stieß
ebenfalls die Neuberechnung
der Hartz-IV-Sätze durch die
Bundesregierung. Statt der
unteren 20 Prozent der Ein-
kommen habe die Regierung
nun die unteren 15 Prozent

zum Maßstab genommen.
„Ich sehe mit großer Sorge,
dass der Staat dadurch sein
ausgleichendes Handeln den
Armen gegenüber vermin-
dert.“

Bundespräsident Christi-
an Wulff unterstrich in seiner
Rede vor der Synode die tra-
gende Bedeutung der Kirche
für die Gemeinschaft und
den Zusammenhalt der Ge-
sellschaft. „Wir brauchen ei-
ne Orientierung in unserem
Land auch durch die christli-
che Botschaft der Liebe zu
Gott und zum Nächsten.“
Deutschland sei von der
christlichen Tradition zu-
tiefst positiv geprägt. Um die
Zukunft dieser Tradition
machte Schneider sich auch
angesichts schrumpfender
Mitgliederzahlen und Finan-
zen Sorge: „Entscheidend für
uns wird es sein, ob es uns ge-
lingt, so von Gott zu reden,
dass die Menschen uns ver-
stehen, dass es einladend ist.“

Nach Ansicht von Syno-
denpräses Katrin Göring-
Eckardt kann die evangeli-
sche Kirche in Sachen Re-
formfähigkeit ein Vorbild
sein. „Machen wir es doch
den anderen vor, den Ren-
ten-, Wehrpflicht-, Gesund-
heits- und Sonst-was-Refor-
mern. Machen wir vor, wie
das geht, Reform – und doch
man selbst bleiben“, sagte
Göring-Eckardt in ihrem Be-
richt vor der Synode in Han-
nover. 

Erneute Kritik am Afghanistan-Einsatz
Amtierender EKD-Ratsvorsitzender Schneider teilt im Grundsatz die Auffassung Margot Käßmanns

dpa/epd HANNOVER. In einer
Grundsatzrede vor der Wahl
zum Chef der Evangelischen
Kirche in Deutschland (EKD)
hat Nikolaus Schneider den
Afghanistan-Einsatz kriti-
siert und eine öffentliche
Debatte über die künftige
Rolle der Bundeswehr ver-
langt.

Gute Bekannte aus der Politik, wenn auch aus verschiedenen Lagern, trafen sich gestern in Hannovers Marktkirche. Bundes-
präsident Christian Wulff und Frau Bettina (links) saßen neben Bundestagsvizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt, die zugleich
Präses der in Hannover stattfindenden EKD-Synode ist. Foto: dpa

hav NORDHORN. Der Linge-
ner Hermann Kues (60)
bleibt Vorsitzender des CDU-
Bezirksverbands Osnabrück-
Emsland. 142 Delegierte
stimmten am Wochenende
beim Bezirksparteitag in
Nordhorn für den parlamen-
tarischen Staatssekretär im
Bundesfamilienministerium,
vier dagegen. Damit erhielt
Kues 97 Prozent aller abgege-
benen Stimmen.

Zu Stellvertretern gewählt
wurden die CDU-Landtags-
abgeordneten Anette Meyer
zu Strohen und Reinhold Hil-
bers sowie der Kreisvorsit-
zende Christian Calderone
aus Quakenbrück. Die Abge-
ordneten Heinz Rolfes und
Georg Schirmbeck hatten
nicht wieder kandidiert.

Der niedersächsische Mi-
nisterpräsident und CDU-
Landeschef David McAllister
erklärte, sein Vorgänger
Christian Wulff hinterlasse
eine große Lücke in der Lan-
despolitik. Bewusst habe er
nach dem Weggang des Os-
nabrückers Wulff nach Berlin
in den vergangenen Wochen
den Westen Niedersachsens
besucht, um seine Verbun-
denheit mit „einer unserer
Vorzeigeregionen“ im Land
zu demonstrieren. Dass ab
März 2011 in Osnabrück vo-
raussichtlich 30 000 VW-Ca-
brios vom Band liefen, sei ne-
ben VW-Chef Martin Winter-
korn auch Wulff zu verdan-
ken. Dieser habe bei der Kar-
mann-Nachfolge „sein Meis-
terstück für die Stadt Osna-

brück und die ganze Region“
vorgelegt.

Zur Schulpolitik räumte
der Ministerpräsident ein,
die Entscheidung für die frei-
willige Zusammenlegung
von Haupt- und Realschulen
sei in der CDU umstritten. Sie
sei jedoch „ein gewaltiger
Schritt in Richtung schulpo-
litischer Realismus“. Er habe
seine Hand ausgestreckt zu
den „vernünftigen“, nicht
ideologischen Vertretern der
Opposition und der Gewerk-
schaft Erziehung und Wis-
senschaft. Diese besonnenen
Kräfte müssten nun auf ihn
zugehen. Die Gymnasien
dürften nicht gefährdet wer-
den. SPD und Grüne müssten
mit dieser Schulform „end-
lich ihren Frieden schließen“.

Die Delegierten verab-
schiedeten ohne Diskussion
eine „Grafschafter Erklä-
rung“, in der betont wird,
Aufgabe der CDU als großer
Volkspartei werde es sein, die
Bürger in die Entscheidungs-

prozesse einzubinden. Wei-
ter heißt es: „Wir dürfen die
Zukunft der Region auch zu-
künftig nicht den Skeptikern
und Wohlstandsverweige-
rern oder dem Druck der
Straße überlassen.“

In der Energiepolitik setzt
die CDU im Bezirk Osna-
brück-Emsland auf einen
Mix von Atomenergie und er-
neuerbaren Energien. Im
Emsland stehe eines der
jüngsten und modernsten
Kernkraftwerke. Es mache
keinen Sinn, derartige Anla-
gen „aus ideologischen und
nicht aus Sicherheitsgrün-
den abzuschalten“, während
im Ausland Laufzeiten ver-
längert oder sogar neue Anla-
gen gebaut würden. Dies ste-
he nicht im Widerspruch
zum Ausbau regenerativer
Energien in der Region. „Wir
wollen führend bleiben bei
der Produktion von Wind-
energieanlagen und auch bei
der Bioenergie“, betont die
CDU Osnabrück-Emsland.

97 Prozent für Staatssekretär aus Lingen – McAllister will in Schulpolitik Kooperation mit der Opposition

Kues bleibt CDU-Bezirkschef

Erneut im Westen des Landes: Ministerpräsident David McAl-
lister mit CDU-Bezirkschef Hermann Kues. Foto: C. Haverkamp

dapd BERLIN/HANNOVER.
Mit einem Plädoyer für den
Generalstreik als Mittel der
politischen Auseinanderset-
zung in Deutschland hat Ver-
di-Chef Frank Bsirske har-
schen Widerspruch ausge-
löst. CDU-Generalsekretär
Hermann Gröhe wies die
Forderung am Wochenende
energisch zurück und rügte
die nach seiner Ansicht
„Klassenkampf-Rhetorik von
vorgestern“.

Unterdessen gaben die Ge-
werkschaften mit einer De-
monstration in Hannover ei-
nen ersten Vorgeschmack auf
den von ihnen angekündig-
ten „heißen Herbst“. Nach
Polizeiangaben versammel-
ten sich auf dem Opernplatz
der Landeshauptstadt mehr
als 11 000 Menschen, der
DGB gab die Zahl mit 15 000
an. Weitere Demonstratio-
nen gegen die aus Sicht der
Gewerkschaften soziale
Schieflage im Land sind ge-
plant. Bsirske sagte: „Ich fin-
de, dass wir auch in Deutsch-
land ein politisches Streik-
recht brauchen.“ Er fügte
hinzu: „Das Verbot des politi-
schen Streiks stammt von

1955. Jetzt haben wir eine
vollkommen andere Situati-
on.“ Bsirske verwies auf den
jüngsten Widerstand der
Franzosen gegen die dortige
Verlängerung der Lebensar-
beitszeit. „Von der Protest-
kultur in Frankreich können
wir uns eine Scheibe ab-
schneiden“, befand der Ge-
werkschafter.

Bsirske warf der Regie-
rungskoalition eine unsozia-
le Politik vor. Union und FDP
betrieben eine Politik „kras-

ser sozialer Einseitigkeit, die
nicht akzeptabel ist“, kriti-
sierte er. Das Sparpaket sei
„eine einzige Nullnummer,
wenn es um wirklich Gutver-
dienende geht“. Er fügte hin-
zu: „Zur Finanzierung der
Milliardengeschenke für Ho-
teliers und reiche Erben wer-
den die Arbeitslosen heran-
gezogen.“ Die Rente mit 67
sei ein Rentenkürzungspro-
gramm. Da die Beschäfti-
gungssituation für Ältere im-
mer noch sehr zu wünschen

übrig lasse, sei eine Anhe-
bung des gesetzlichen Ren-
tenalters „nicht verantwort-
bar“. Bsirske warnte: „Wir
finden Mittel und Wege, für
wichtige politische Themen
wie die Rente mit 67 in den
Betrieben zu mobilisieren.
Das ist das gute Recht der Be-
schäftigten.“

CDU-Generalsekretär Grö-
he ging den Gewerkschafter
scharf an: „In einer Zeit, in
der die Wirtschaft brummt,
die Arbeitslosigkeit sensatio-
nell zurückgeht und die Ar-
beitnehmer deutlich mehr
Lohn bekommen, ist es gera-
dezu absurd, über das Recht
zum politischen General-
streik zu schwadronieren.“
Gröhe mahnte: „Wir müssen
gemeinsam anpacken für ei-
ne gute Zukunft und sollten
nicht wie Herr Bsirske in
Klassenkampf-Rhetorik von
vorgestern verfallen.“ Unter-
stützung bekam Bsirske hin-
gegen von der Linkspartei.
Ex-Parteichef  Oskar Lafon-
taine gab zu bedenken: „Das
Recht auf politischen Streik
ist europäische Normalität.“ 
Lafontaine befürwortete ei-
nen  deutsch-französischen
Streikaktionstag gegen Ren-
tenkürzungen. 

Verdi-Chef will politisches Streikrecht
CDU widerspricht heftigst – Mehr als 10 000 Menschen bei Demo in Hannover

Von Peter Kosfeld

Druck machen für eine gerechte Politik – so lautete das Motto
der DGB-Demonstration am Samstag in Hannover. Foto: dapd

dpa BREMEN. Die Grünen in
Bremen haben die Weichen
für die kommende Landtags-
wahl gestellt. Auf einem Par-
teitag legten die Mitglieder
gestern das Programm für
den Urnengang am 22. Mai
2011 fest. „Wir wollen stärker
werden“, sagte Finanzsena-
torin und Bürgermeisterin
Karoline Linnert. Das Ziel
der Grünen sei, auch nach
der Wahl weiter mitzuregie-
ren. Die finanziellen Spiel-
räume sind im kleinsten Bun-
desland jedoch begrenzt.
Bremen steht derzeit mit et-
wa 17 Milliarden Euro in der
Kreide.

In ihrem Wahlprogramm
bekennen sich die Grünen
zur Fortsetzung des Sparkur-
ses in dem hoch verschulde-
ten Zwei-Städte-Staat. Den-
noch müsse es bei einer sozi-
alverträglichen Politik blei-
ben, betonte Linnert. „Wir
werden alles, was wir an zu-
sätzlichen Ausgaben in die-
sen Bereichen haben, woan-
ders kürzen müssen.“ Wo
überall gespart werden soll,
wolle die Partei den Wählern
offen sagen. „Die Leute wol-
len nicht angeschmiert wer-
den.“

Der Programmentwurf
sieht unter anderem große
Einschnitte bei den Personal-
kosten im öffentlichen
Dienst vor. Dies galt neben
der Ausweitung des Rauch-
verbots in Kneipen als beson-
ders umstritten. Zahlreiche
Änderungsanträge gingen
ein. Bis zum Abend stimmten
die Mitglieder über die finale
Fassung des 70 Seiten dicken
Programms ab.

Trotz des Sparzwangs bli-
cken die Grünen mit Zuver-
sicht auf die Wahl zur Bür-
gerschaft. Umfragen sehen
die Partei bundesweit zurzeit
bei einem Rekordhoch von
mehr als 20 Prozent. „Wir ge-
hen gestärkt in die Wahl“,
sagte  Landeschefin Karin
Mathes. „Wir haben einen
ständigen Mitgliederzu-
wachs – so stark wie zu Zei-
ten der Neugründungsphase
nicht mehr.“ 

2007 hatten die Grünen im
Bremen 16,5 Prozent erzielt.
Seither sitzen sie mit der SPD
auf der Regierungsbank –
nach zwölf Jahren Große Ko-
alition. Wenn möglich, wol-
len Grüne und Sozialdemo-
kraten nach der Wahl im Mai
ihr Bündnis fortsetzen.

Bremer Grüne wollen
beim Personal sparen

Optimistisch mit Blick auf Wahl 2011


